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Wir haben erneut versagt: https://www.jungewelt.de/artikel/463108.krieg-im-nahen-

osten-trauer-um-bombenopfer.html - dazu auch109 Bombenopfer der UN-Org 
UNRWA, die angeblich für die Hamas arbeiteten. 
Rücktrittsschreiben Craig Mokhiber, Leiter der OHCHR in Neu YorK
«Herr Hochkommissar, wir haben erneut versagt.» -       
GlobalBridge (Red.) Craig Mokhiber, der Direktor des New Yorker 
Büros des Hochkommissariats für Menschenrechte der UNO, hat 
aus Protest sein Amt niedergelegt. 
 

Hier sein Rücktrittsschreiben, übersetzt ins Deutsche von der 
«Jüdischen Stimme». 
 

Sehr geehrter Herr Hochkommissar                                                    
Dies ist meine letzte offizielle Mitteilung an Sie als Direktor des 
New Yorker Büros des Hochkommissars für Menschenrechte. Ich 
schreibe Ihnen in einer Zeit, in der die Welt und viele unserer 
Kollegen und Kolleginnen in großer Sorge sind. Wieder einmal 
sehen wir, wie sich vor unseren Augen ein Völkermord entfaltet, 
und die Organisation, der wir dienen, scheint machtlos zu sein, 
ihn zu beenden. 
 

Als jemand, der sich seit den 1980er Jahren mit den 
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Menschenrechten in Palästina befasst, in den 1990ern als 
UNMenschenrechtsberater in Gaza gelebt und davor und danach 
dort mehrere Menschenrechtsmissionen durchgeführt hat, fühle 
ich mich davon zutiefst persönlich betroffen. Ich habe in diesen 
Räumen auch während der Völkermorde an den Tutsi, an den 
bosnischen Muslimen, den Jesiden und den Rohingya gearbeitet. 
 

In jedem dieser Fälle wurde mir schmerzlich deutlich, nachdem 
sich der Staub von den Gräueltaten an der wehrlosen 
Zivilbevölkerung gelegt hatte, dass wir unserer Pflicht zur 
Verhinderung von Massenmorden, zum Schutz der Schwachen 
und dazu, die Täter zur Rechenschaft zu ziehen, nicht 
nachgekommen waren. Und so war es auch bei den 
aufeinanderfolgenden Wellen der Ermordung und Verfolgung von
Palästinenserinnen und Palästinensern während der gesamten 
Amtszeit der Vereinten Nationan. 
 

Herr Hochkommissar, wir haben erneut versagt.                               
Als Menschenrechtsanwalt mit mehr als drei Jahrzehnten 
Erfahrung auf diesem Gebiet weiß ich sehr wohl, dass der Begriff 
Völkermord oft politisch missbraucht wird. Doch der 
gegenwärtige Massenmord am palästinensischen Volk auf der 
Grundlage einer ethno-nationalistischen Siedlerkolonialideologie, 
welche die jahrzehntelange systematischen Verfolgung und 
ethnische Säuberung eines Volkes fortsetzt, nur weil die 
Menschen Araber sind, und die mit ausdrücklichen 
Absichtserklärungen führender Vertreter der israelischen 
Regierung und des Militärs einhergehen, lässt keinen Raum für 
Zweifel oder Debatten. 
 

Im Gazastreifen werden zivile Gebäude, Schulen, Kirchen, 
Moscheen und medizinische Einrichtungen mutwillig angegriffen 
und Tausende von Zivilisten massakriert. Im Westjordanland, 



einschließlich dem besetzten Jerusalem, werden Häuser 
beschlagnahmt und neu zugeteilt, und israelische Militäreinheiten
begleiten gewalttätige Siedlerpogrome. 
 

Überall im Land herrscht Apartheid.                                                
Dies ist Völkermord wie aus dem Lehrbuch.                                       
Das europäische, ethno-nationalistische, koloniale Siedlerprojekt 
in Palästina ist in seine Schlussphase getreten, die auf die 
beschleunigte Zerstörung der letzten Reste einheimischen 
palästinensischen Lebens in Palästina abzielt. 
 

Mehr noch, die Regierungen der Vereinigten Staaten, des 
Vereinigten Königreichs und eines Großteils Europas sind an 
diesem schrecklichen Angriff beteiligt. Diese Regierungen weigern
sich nicht nur, ihren vertraglichen Verpflichtungen 
nachzukommen, „die Einhaltung der Genfer Konventionen zu 
gewährleisten“, sondern sie bewaffnen den Angriff aktiv, 
unterstützen ihn wirtschaftlich und nachrichtendienstlich und 
geben Israels Gräueltaten politische und diplomatische 
Rückendeckung. 
 

Gleichzeitig verstoßen westliche Medien, die zunehmend vom 
Staat vereinnahmt werden, offen gegen Artikel 20 des ICCPR 
(International Covenant on Civil and Political Rights, Zivilpakt), 
indem sie die Palästinenser entmenschlichen, um den Völkermord
zu erleichtern, und Kriegspropaganda und die Befürwortung 
nationalen, rassistischen oder religiösen Hasses verbreiten, was 
eine Aufstachelung zu Diskriminierung, Feindseligkeit und Gewalt 
darstellt. 
 

In den USA ansässige SocialMedia-Unternehmen unterdrücken 
die Stimmen von Menschenrechtlern und verbreiten 
israelfreundliche Propaganda.                                                                



Online-Trolle der Israel-Lobby und GONGOS belästigen und 
verleumden Menschenrechtsaktivisten, und westliche 
Universitäten und Arbeitgeber arbeiten mit ihnen zusammen, um 
diejenigen zu bestrafen, die es wagen, sich gegen die Gräueltaten 
auszusprechen. 
 

Nach diesem Völkermord müssen auch diese Akteure zur 
Rechenschaft gezogen werden, so wie es bei Radio Milles Collines 
in Ruanda geschah. Unter diesen Umständen sind die 
Anforderungen an unsere Organisation, prinzipientreu und 
effektiv zu handeln, größer denn je. Aber wir haben die 
Herausforderung nicht angenommen. Die Schutzmacht 
Sicherheitsrat wurde erneut durch die Unnachgiebigkeit der USA 
blockiert, das Generalsekretariat wird wegen der leisesten 
Proteste angegriffen, und unsere Menschenrechtsmechanismen 
werden von einem organisierten Netz im Internet straflos 
verleumdet. 
 

Jahrzehntelange Ablenkung durch die illusorischen und 
größtenteils unaufrichtigen Versprechungen von Oslo haben die 
Organisation von ihrer Kernaufgabe, dem Schutz des Völkerrechts,
der internationalen Menschenrechte und der Charta selbst, 
abgelenkt. 
 

Das Mantra der „Zweistaatenlösung“ ist in den Korridoren der 
UNO zu einem offenen Witz geworden, sowohl wegen seiner 
faktischen Unmöglichkeit als auch wegen seines völligen 
Versagens, den unveräußerlichen Menschenrechten des 
palästinensischen Volkes Rechnung zu tragen. Das so genannte 
„Quartett“ ist zu nichts als einem Feigenblatt für Untätigkeit und 
die Akzeptanz eines brutalen Status quo geworden. 
 

Die (von den USA verordnete) Berufung auf „Vereinbarungen 



zwischen den Parteien selbst“ (anstelle des Völkerrechts) war 
immer eine leicht zu durchschauende Täuschung, die darauf 
abzielte, die Macht Israels über die Rechte der besetzten und 
enteigneten Palästinenser zu stärken. 
 

Sehr geehrter Herr Hochkommissar, ich kam in den 1980er Jahren
zu dieser Organisation, weil ich in ihr eine prinzipientreue, auf 
Normen basierende Institution vorfand, die voll und ganz auf der 
Seite der Menschenrechte stand, auch in Fällen, in denen die 
mächtigen USA, Großbritannien und Europa nicht auf unserer 
Seite waren. Während meine Regierung, ihre subsidiären 
Institutionen und ein Großteil der US-Medien immer noch die 
südafrikanische Apartheid, die israelische Unterdrückung und die 
mittelamerikanischen Todesschwadronen unterstützten oder 
rechtfertigten, setzte sich die UNO für die unterdrückten Völker 
dieser Länder ein. 
 

Wir hatten das Völkerrecht auf unserer Seite.                                
Wir hatten die Menschenrechte auf unserer Seite. Wir hatten 
Grundsätze auf unserer Seite. Unsere Autorität wurzelte in 
unserer Integrität. Doch das ist vorbei. In den letzten Jahrzehnten 
haben wichtige Teile der UNO vor der Macht der USA und der 
Angst vor der Israel-Lobby kapituliert, diese Grundsätze 
aufgegeben und sich vom Völkerrecht selbst zurückgezogen. Wir 
haben dadurch viel verloren, nicht zuletzt unsere eigene 
weltweite Glaubwürdigkeit. Doch unser Versagen hat vor allem 
dem palästinensischen Volk den größten Schaden zugefügt. 
 

Es ist eine verblüffende historische Ironie, dass die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte im selben Jahr verabschiedet 
wurde, in dem die Nakba am palästinensischen Volk verübt 
wurde. Anlässlich des Jahrestags der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte täten wir gut daran, uns von dem alten Klischee 



zu verabschieden, dass sie das Ergebnis der Grausamkeiten ist, die
ihr vorausgingen, und zuzugeben, dass sie zeitgleich mit einem 
der grausamsten Völkermorde des 20. Jahrhunderts, der 
Zerstörung Palästinas, entstanden ist. 
 

In gewissem Sinne versprachen die Verfasser Menschenrechte für
alle, außer für das palästinensische Volk. Und wir sollten uns auch
daran erinnern, dass es die Vereinten Nationen selbst waren, die 
die Erbsünde begingen, die Enteignung des palästinensischen 
Volkes zu erleichtern, indem sie das europäische 
Siedlerkolonialprojekt ratifizierten, das sich palästinensischen 
Landes bemächtigte und es den Kolonisten überließ. Es gibt viel, 
wofür wir büßen müssen. Aber der Weg zur Sühne liegt klar vor 
uns. Wir können viel von der prinzipientreuen Haltung lernen, die 
in den letzten Tagen auf der ganzen Welt in Städten an den Tag 
gelegt wurde, als Menschen gegen den Völkermord aufstanden, 
auch unter dem Risiko von Schlägen und Verhaftungen. 
Palästinenser und ihre Verbündeten, Menschenrechtsaktivisten 
jeder Couleur, christliche und muslimische Organisationen und 
fortschrittliche jüdische Stimmen, die sagen „nicht in unserem 
Namen“, gehen voran. Alles, was wir tun müssen, ist ihnen zu 
folgen. 
 

Gestern, nur wenige Straßen von hier entfernt, wurde die New 
Yorker Grand Central Station von Tausenden jüdischen 
Menschenrechtsaktivisten und -aktivistinnen besetzt, die sich mit 
dem palästinensischen Volk solidarisierten und ein Ende der 
israelischen Tyrannei forderten (viele riskierten dabei ihre 
Verhaftung). Damit haben sie die israelische Hasbara-Propaganda 
(und die alte antisemitische Floskel), dass Israel das jüdische Volk 
repräsentiert, mit einem Schlag entkräftet. Das tut es nicht. Israel 
ist allein für seine Verbrechen verantwortlich. 
 



An dieser Stelle muss trotz gegenteiliger Verleumdungen der 
Israel-Lobby wiederholt werden, dass Kritik an Israels 
Menschenrechtsverletzungen nicht antisemitisch ist, ebenso 
wenig wie Kritik an saudischen Menschenrechtsverletzungen 
islamfeindlich, Kritik an Menschenrechtsverletzungen in Myanmar
antibuddhistisch oder Kritik an indischen 
Menschenrechtsverletzungen antihinduistisch ist. Wenn sie 
versuchen, uns mit Verleumdungen zum Schweigen zu bringen, 
müssen wir unsere Stimme erheben, statt sie zu senken. 
 

Ich vertraue auf Ihre Zustimmung, Herr Hochkommissar, dass es 
genau darum geht, die Wahrheit zu sagen. Ich schöpfe jedoch 
auch Hoffnung aus den Teilen der UNO, die sich trotz des 
enormen Drucks geweigert haben, die Menschenrechtsprinzipien 
der Organisation aufzugeben. Unsere unabhängigen 
Sonderberichterstatter, Untersuchungskommissionen und 
Vertragsexperten sowie die meisten unserer Mitarbeitetenden 
haben sich weiterhin für die Menschenrechte des 
palästinensischen Volkes eingesetzt, auch wenn sich andere Teile 
der UNO (selbst auf höchster Ebene) schändlich vor der Macht 
verneigt haben. Als Hüterin der Menschenrechtsnormen und 
-standards hat das Hochkommissariat für Menschenrechte die 
Pflicht, diese Standards zu verteidigen. 
 

Ich glaube, dass es unsere Aufgabe ist, uns Gehör zu verschaffen, 
vom Generalsekretär bis zum jüngsten UN-Rekruten und quer 
durch das gesamte UN-System, und darauf zu bestehen, dass die 
Menschenrechte des palästinensischen Volkes nirgendwo unter 
der blauen Flagge zur Debatte stehen, verhandelbar sind oder ein 
Kompromiss eingegangen werden kann. 
 

Wie sähe also eine auf UN-Normen basierende Position aus? 
Worauf würden wir hinarbeiten, wenn wir unseren rhetorischen 



Ermahnungen in Bezug auf Menschenrechte und Gleichheit für 
alle, die Rechenschaftspflicht für Täter, Wiedergutmachung für 
die Opfer, Schutz der Schwachen und Stärkung der Rechteinhaber 
treu bleiben würden, alles im Rahmen der Rechtsstaatlichkeit? 
 

Die Antwort ist meiner Meinung nach einfach – wenn wir die 
Klarsicht haben, hinter die propagandistischen Nebelwände zu 
blicken, die die Vision von Gerechtigkeit verzerren, auf die wir 
eingeschworen sind, wenn wir den Mut haben, die Angst und die 
Ehrfurcht vor mächtigen Staaten aufzugeben, und wenn wir den 
Willen haben, das Banner der Menschenrechte und des Friedens 
wirklich hochzuhalten. Sicherlich ist dies ein langfristiges Projekt 
und ein steiler Aufstieg. Aber wir müssen jetzt damit beginnen 
oder uns dem unsagbaren Grauen ergeben. Ich sehe zehn 
wesentliche 
 

Punkte: 1. Legitimes Handeln: Erstens müssen wir in der UNO das
gescheiterte (und größtenteils unaufrichtige) Oslo-Paradigma, 
seine illusorische Zweistaatenlösung, sein ohnmächtiges und 
mitschuldiges Quartett und seine Unterwerfung des Völkerrechts 
unter das Diktat vermeintlicher politischer Zweckmäßigkeit 
aufgeben. Unsere Positionen müssen unmissverständlich auf dem
internationalen Menschenrecht und dem Völkerrecht beruhen. 
 

2. Klarsicht: Wir dürfen nicht mehr den Anschein erwecken, es 
handele sich lediglich um einen Land- oder Religionskonflikt 
zwischen zwei Kriegsparteien, und die Realität anerkennen, in der
ein unverhältnismäßig mächtiger Staat eine einheimische 
Bevölkerung auf der Grundlage ihrer ethnischen Zugehörigkeit 
kolonisiert, verfolgt und enteignet. 
 

3. Ein Staat auf der Grundlage der Menschenrechte: Wir müssen 
die Errichtung eines einzigen, demokratischen, säkularen Staates 



im gesamten historischen Palästina unterstützen, mit gleichen 
Rechten für Christen, Muslime und Juden, und somit die 
Abschaffung des zutiefst rassistischen, siedlerkolonialen Projekts 
und ein Ende der Apartheid im ganzen Land. 
 

4. Kampf gegen Apartheid: Wir müssen alle Bemühungen und 
Ressourcen der UNO auf den Kampf gegen die Apartheid 
ausrichten, so wie wir es in den 1970er, 80er und frühen 90er 
Jahren für Südafrika getan haben. 
 

5. Rückkehr und Entschädigung: Wir müssen das Recht auf 
Rückkehr und die volle Entschädigung für alle Palästinenser und 
ihre Familien, die derzeit in den besetzten Gebieten, im Libanon, 
in Jordanien, in Syrien und in der Diaspora auf der ganzen Welt 
leben, bekräftigen und darauf bestehen. 
 

6. Wahrheit und Gerechtigkeit: Wir müssen einen Prozess der 
Übergangsjustiz fordern, der die jahrzehntelang gesammelten 
Untersuchungen, Ermittlungen und Berichte der UNO in vollem 
Umfang nutzt, um die Wahrheit zu dokumentieren, alle Täter zur 
Rechenschaft zu ziehen sowie Wiedergutmachung für alle Opfer 
und Wiedergutmachung für dokumentierte Ungerechtigkeiten 
sicherzustellen. 
 

7. Schutz: Wir müssen auf die Entsendung einer gut 
ausgestatteten und mit einem starken Mandat versehenen UNO-
Schutztruppe drängen, mit einem dauerhaften Mandat zum 
Schutz der Zivilbevölkerung vom Fluss bis zum Meer. 
 

8. Entwaffnung: Wir müssen uns für die Beseitigung und 
Zerstörung von Israels massiven Beständen an nuklearen, 
chemischen und biologischen Waffen einsetzen, damit der 
Konflikt nicht zu einer totalen Zerstörung der Region führt und 



möglicherweise darüber hinaus. 
 

9. Vermittlung: Wir müssen erkennen, dass die USA und andere 
westliche Mächte in Wirklichkeit keine glaubwürdigen Vermittler 
sind, sondern tatsächlich Konfliktparteien, die gemeinsam mit 
Israel an der Verletzung der Rechte der Palästinenser beteiligt 
sind. Als solche sind sie in die Pflicht zu nehmen. 
 

10. Solidarität: Wir müssen unsere Türen (und die Türen des 
Generalsekretariats) weit öffnen für die Legionen 
palästinensischer, israelischer, jüdischer, muslimischer und 
christlicher Menschenrechtsverteidiger, die sich mit dem 
palästinensischen Volk und seinen Menschenrechten 
solidarisieren, und den ungehinderten Zustrom von Israel-
Lobbyisten in die Büros der UN-Bosse stoppen, wo sie für 
fortgesetzten Krieg, Verfolgung, Apartheid und Straffreiheit 
eintreten und unsere Menschenrechtsaktivistinnen und 
-aktivisten für ihre prinzipienfeste Verteidigung der 
palästinensischen Rechte verleumden. 
 

Das wird Jahre dauern, und die westlichen Mächte werden uns 
bei jedem Schritt bekämpfen, weshalb wir standhaft bleiben 
müssen. Kurzfristig müssen wir uns für einen sofortigen 
Waffenstillstand und ein Ende der langjährigen Belagerung des 
Gazastreifens einsetzen, uns gegen die ethnische Säuberung des 
Gazastreifens, Jerusalems und des Westjordanlands (und 
anderswo) zur Wehr setzen, den völkermörderischen Angriff im 
Gazastreifen dokumentieren, dabei helfen, den Palästinensern 
massive humanitäre Hilfe und Unterstützung des Wiederaufbaus 
zukommen zu lassen, uns um unsere traumatisierten Kollegen 
und Kolleginnen und ihre Familien kümmern und mit aller Kraft 
für eine prinzipienfeste Haltung in den politischen Büros der UNO 
kämpfen. 



 

Das bisherige Versagen der UNO in Palästina ist für uns kein 
Grund, uns zurückzuziehen. Vielmehr sollte es uns Mut machen, 
uns vom gescheiterten Paradigma der Vergangenheit zu 
verabschieden und einen prinzipientreueren Kurs einzuschlagen. 
Lassen Sie uns als Hochkommissariat für Menschenrechte mutig 
und stolz der Anti-Apartheid-Bewegung beitreten, die überall auf 
der Welt im Anstieg begriffen ist, und unser Logo auf das Banner 
von Gleichheit und Menschenrechten für das palästinensische 
Volk setzen. 
 

Die Welt schaut zu. Wir alle werden Rechenschaft darüber 
ablegen müssen, wo wir in diesem entscheidenden Moment der 
Geschichte stehen. Lassen Sie uns auf der Seite der Gerechtigkeit 
stehen. Ich danke Ihnen, Herr Hochkommissar Volker, dass Sie 
diesen letzten Appell von meinem Schreibtisch aus angehört 
haben. In wenigen Tagen werde ich das Amt zum letzten Mal 
verlassen, nach mehr als drei Jahrzehnten im Dienst. Aber bitte 
zögern Sie nicht, mich zu kontaktieren, wenn ich Ihnen in Zukunft 
behilflich sein kann. 
 

Mit freundlichen Grüßen, Craig Mokhiber 
und nochmal PS.:
Auch  Greta Thunberg lässt grüßen!
 

Zur Originalübersetzung der «Jüdischen Stimme». Zum Original-
Rücktrittsschreiben von Craig Mokhiber an den UNO 
Hochkommissar für Menschenrechte Volker Turk in Genf. .) China 
ruft zu Aufbau von Atom- und Massenvernichtungswaffen-freier 
Zone in Nahost auf: 
https://german.cri.cn/2023/11/14/ARTIVgCsrHqzFi7aah4QyztK23  1114.shtml
 

China hat die internationale Gemeinschaft aufgerufen, den 
Aufbau einer Atom- und Massenvernichtungswaffen-freien Zone 

https://german.cri.cn/2023/11/14/ARTIVgCsrHqzFi7aah4QyztK231114.shtml
https://german.cri.cn/2023/11/14/ARTIVgCsrHqzFi7aah4QyztK231114.shtml


im Nahen Osten zu unterstützen. 
 

.) Arzt über seine Arbeit in Gaza: „Solche Zerstörung noch nie 
erlebt“,,Operationen ohne Betäubung und Blutkonserven: Fadel 
Naim muss täglich 200 Verletzte in einer Klinik versorgen, die vor 
dem Krieg 14 Betten hatte. Arzt über seine Arbeit in Gaza: „Solche
Zerstörung noch nie erlebt“ - taz.de Palästinenser betrauern vor 
dem Krankenhaus Khan Younis ihre im Krieg umgekommenen 
Verwandten. Wegen der Kämpfe im Al-Schifa-Krankenhaus 
funktioniert derzeit nur noch die AlAhli-Al-Arabi-Klinik im Norden 
Gazas. Dort arbeitet der Orthopäde Dr. Fadel Naim mit einem 
kleinen Team und kaum Ressourcen weiter. Doch das kleine Haus,
das vor einem Monat nach einer verheerenden Explosion in die 
Schlagzeilen geriet, ist der Flut an Verletzten kaum gewachsen. 
Der leitende Arzt Naim schildert die Lage vor Ort . -unter dem 
Link – 
 

.) Dieses DLF-Interview mit Deborah Feldman muss man hören!!!:
https://www.deutschlandfunk.de/zur-antisemitismus-debatte-interview-deborahfeldman-publizistin-

dlf-25dcca15-100.html                                                                                                                       
Es ist eine Ohrfeige für alle beamteten Antisemitismusjäger und 
nicht weniger für die Bundesregierung mit ihrer "Staatsräson". 
 

Politiker aller Parteien instrumentalisieren aus Sicht von Autorin 
Deborah Feldman den Antisemitismus, um gegen Muslime zu 
hetzen. Sie fürchtet um den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Zudem kritisiert sie die „blinde Loyalität“ Deutschlands 
gegenüber Israel. 
.) JEWS FOR PALESTINE Gegen »Komplizenschaft«: 
https://www.jungewelt.de/artikel/463272.jews-for-palestine-gegen-komplizenschaft.html  
 

.) Irland: »Jews for Palestine« attackieren deutsche 
Bundesregierung wegen IsraelPolitik. Drei jüdische Aktivisten 

https://www.deutschlandfunk.de/zur-antisemitismus-debatte-interview-deborahfeldman-publizistin-dlf-25dcca15-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/zur-antisemitismus-debatte-interview-deborahfeldman-publizistin-dlf-25dcca15-100.html
https://www.jungewelt.de/artikel/463272.jews-for-palestine-gegen-komplizenschaft.html


haben sich am Dienstag mit Handschellen an das Eingangstor der 
deutschen Botschaft in Dublin gekettet, um gegen Deutschlands 
Unterstützung für den »neuen Völkermord des 21. Jahrhunderts, 
der sich vor den Augen der Welt in Gaza abspielt«, zu 
protestieren. Dem auf X veröffentlichten Aufruf der Gruppe »Jews
for Palestine« folgten rund 50 Leute. Die Demonstranten 
forderten die Bundesregierung auf, sich für einen Waffenstillstand
in Nahost einzusetzen, Rüstungsexporte nach Israel einzustellen 
und die Arrestwelle in Deutschland gegen Gruppen und Personen 
der Palästina-Solidaritätsbewegung einzustellen. Die 
Handschellen stehen für die in Deutschland Inhaftierten, erklärte 
Annie de Bhal, eine der Organisatorinnen, am Dienstag gegenüber
jW. Die Gruppe verurteile »diesen zynischen Niederschlag der 
Redefreiheit«. Teddybären wurden außerhalb der Botschaft 
plaziert »als Symbol für die 5.000 von Israel getöteten Kinder«, 
heißt es in der Presseerklärung der Gruppe. Am Botschaftstor 
wurde dem Diplomaten Christian Resch eine Liste mit 
Forderungen übergeben. Er werde diese an das »Hauptquartier in
Berlin weiterleiten«, versichert Resch in einem Video, das jW 
einsehen konnte. Deutschland »behauptet, es würde zum Schutz 
der heutigen Juden agieren«, heißt es in der Forderungsliste 
weiter, die auch auf X veröffentlicht wurde. Doch als 
»Nachkommen derer, die es einst auszurotten versuchte«, lehne 
die Gruppe diese Darstellung ab. »Deutschland engagiert sich 
nicht für den Schutz des jüdischen Volkes, sondern für den Schutz 
des israelischen Staats.« Und dieser begehe »in diesem Moment 
einen Genozid« in Gaza und im Westjordanland.


